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TEIL I - BAULEITPLANERISCHER TEIL 

1 Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 63 der Stadt Heide befindet sich 
am nordwestlichen Ortsrand der Stadt Heide, nördlich der Bundesstraße 203. Er umfasst den 
Standort des Westküstenklinikums Heide.

Begrenzt wird das Plangebiet

• im Süden durch den Hochfelder Weg und die Esmarchstraße

• im Osten durch die Professor-Bier-Straße, die Robert-Koch-Straße und den Naugarder Weg,

• im Norden durch die Straße Freudental und den Wesselner Weg

• im Westen durch den Hochfelder Weg.

Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 73 der Stadt Heide (Erschließungsstraße zu 
dem Wohngebiet "Zweiter Nussgang“) teilt den Geltungsbereich des BP 63, 1. Änderung in einen 
größeren östlichen (Teilgebiet A) und in einen kleineren westlichen Teil (Teilgebiet B). Das Plange­
biet ist insgesamt ca. 16 ha groß.

Die übrigen Bereiche des ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 63 (Wohngebiete im Norden und 
Osten sowie Misch- und Wohngebiete im Südwesten) bleiben von der 1. Änderung des BP Nr. 63 
unberührt; die dort getroffenen Festsetzungen gelten unverändert fort.

2 Planungserfordernis / Planungsanlass

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 63 sollen eine Bestandssicherung des Westküs­
tenklinikums Heide und zudem Erweiterungsmöglichkeiten für das Klinikum planungsrechtlich ge­
sichert werden.

Das Landesamt für Umwelt (LfU) hat nämlich für den Vollzug des Bebauungsplans Nr. 63 festge­
stellt, dass dort keine ausdrücklichen Regelungen für die Beurteilung der Lärmsituation im Son­
dergebiet Klinikum bestehen, soweit zum einen die Patientinnen des Klinikums zum anderen die 
sonstigen Nutzerinnen (z.B. Haus Gezeiten) durch Geräusche des Klinikbetriebs selbst ausgesetzt 
sind.

Das Klinikgeiände in Heide der Westküstenkliniken Brunsbüttel und Heide gGmbH (WKK) liegt im 
Westen der Stadt Heide, im Norden, Süden und Osten angrenzend an gemischte und ganz über­
wiegend Wohnnutzungen, im Westen angrenzend an den Außenbereich.

In einer Entfernung von ca. 1 - 3 km zur Westgrenze des Klinikgeländes befinden sich bereits jetzt 
auch gewerbliche Nutzungen, namentlich der Windpark Norderwöhrden und das Gewerbegebiet 
Friedrichswerk im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr.16 der Gemeinde Lohe-Rickelshof. 
Hinzutreten werden zeitlich absehbar das Batteriezellwerk "Northvolt Drei" im Geltungsbereich 
der vorhabenbezogenen Bebauungspläne Nr.19 der Gemeinde Lohe-Rickelshof und Nr.1 der Ge­
meinde Norderwöhrden. Die schalltechnischen Gutachten im Zusammenhang mit der Ansiedlung 
des Batteriezellwerks Northvolt Drei und der es ergänzenden Nutzungen haben gezeigt, dass 
auch durch diese Ansiedlungen erhöhte Immissionen im Bereich des Klinikums zu erwarten sind. 
Perspektivisch werden außerdem zusätzliche Immissionseinwirkungen durch die ergänzenden ge­
werblichen und/oder industriellen Nutzungen auf den sogenannten Nordflächen zum Batteriezell­
werk Drei sowie das ergänzende Güterverkehrszentrum in diesem Bereich zu erwarten sein.
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Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 63 soll also in erster Linie die mit dem Bebauungs­
plan Nr. 63 verfolgte Zukunftssicherung des WKK an diesem Standort weiter abgesichert und da­
bei den neuen Rahmenbedingungen angepasst werden. Es sollen Festsetzungen getroffen wer­
den, die den mit dem Bebauungsplan verfolgten Zweck sichern, uneingeschränkte Planungen auf 
dem Klinikgelände für zukünftige Erweiterungen und / oder räumliche und funktionale Neugliede­
rungen des Klinikums vornehmen zu können. Des Weiteren soll für zukünftige Gestaltungen auf 
dem Klinikgelände eine größere Flexibilität erreicht werden, z.B. mit Blick auf die Abgrenzungen 
zwischen Bettenhäusern und Funktionsgebäuden / -bereichen.

Außerdem kann mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 63 bestenfalls auch vermieden wer­
den, dass für das Batteriezellwerk unverhältnismäßig teure aktive Schallschutzmaßnahmen reali­
siert werden müssen, um die Immissionsrichtwerte der besonders schutzbedürftigen Nutzungen 
einhalten zu können.

Vor diesem Hintergrund soll die planungsrechtliche Situation auf den Grundstücksflächen des Kli­
nikgeländes noch einmal planungsrechtlich untersucht und gegebenenfalls geändert werden. 
Wichtig ist dabei die Vorgabe, durch die geänderten Festsetzungen keinerlei Einschränkungen für 
die Kliniknutzung zu bewirken.

Die Errichtung und Nutzung von Gebäuden und Freiflächen und damit auch die Durchführung er­
forderlicher Lärmschutzmaßnahmen auf dem Klinikgelände und damit im Bebauungsplangebiet 
wird durch das WKK als Betreiberin bzw. den Kreis Dithmarschen als Grundstückseigentümer ge­
steuert.

Die Ausführungen der Begründung beschränken sich auf die zu diesem Zweck getroffenen bzw. 
geänderten Festsetzungen; sämtliche sonstige Festsetzungen bleiben unverändert bestehen.

3 Standortalternativenprüfung

Da das Klinikum bereits besteht und am Standort ausdrücklich erhalten und weiterentwickelt wer­
den soll, ist keine Standortalternativenprüfung erforderlich.

4 Planungsvoraussetzungen /Planungsgrundlagen

Im Folgenden werden diejenigen Planungsgrundlagen aufgeführt, deren Änderungen seit der Ur­
sprungsfassung eingetreten sind. Seit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 63 wurde für 
den Landschaftsrahmenplan keine Fortschreibungen vorgenommen. Der Regionalplan III befindet 
sich derzeit in der (Neu-) Aufstellung (Stand: Beteiligungsverfahren zum zweiten Entwurf); Neue­
rungen, die für die vorliegende Bauleitplanung relevant wären, sind dort nicht enthalten.

4.1 Landesentwicklungsplan

Im Landesentwicklungsplan (2021) wird die Stadt Heide als Mittelzentrum eingeordnet. Weiterhin 
wird für die Stadt die Lage an der Landesentwicklungsachse, die überörtliche Verkehrsstruktur 
durch die Anschlussstelle an die Bundesautobahn sowie die mehrgleisige Eisenbahnstrecke dar­
gestellt.

Als Mittelzentrum hat die Stadt die Aufgabe gern. LEP die Versorgung von Gütern und Dienstleis­
tungen des gehobenen Bedarfes für die Bevölkerung ihres Verflechtungsbereiches sicherzustel­
len. Sie gelten zudem als regionale Wirtschafts- und Arbeitsmarktzentren und sind in diesen Funk­
tionen zu stärken und weiterzuentwickeln.

Die vorliegende Planung entspricht demnach den Zielen der Landesplanung.
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4.2 Landschaftsrahmenplan

Der Landschaftsrahmenplan (2020) trifft für das Plangebiet keine Aussagen.

4.3 Stadt-Umland-Konzept (SUK) der Region Heide

Die Stadt Heide bildet mit elf weiteren Gemeinden die "Region Heide". Der Zusammenschluss 
verfolgt das Ziel, eine interkommunale Kooperation zu etablieren, welche die Entwicklung der Re­
gion als Wirtschafts-, Gewerbe- und Wohnstandort sowie als Erholungsraum steuern soll. Als 
Grundlage dieser Zusammenarbeit wurde im Jahr 2012 ein Stadt-Umland-Konzept (SUK) erstellt, 
welches im Jahr 2020 erstmals fortgeschrieben wurde. Das Westküstenklinikum wird im SUK als 
wichtiger Bestandteil der Daseinsvorsorge aufgeführt, wobei auch das Angebot des Bildungszen­
trums auf dem Klinikgelände als relevante Infrastruktur genannt wird. Das Klinikum trägt zur Stär­
kung der zentralörtlichen Funktion der Stadt Heide bei.

Die erneute Ergänzung des SUK (April 2024) nennt keine weitergehenden Entwicklungsmaßnah­
men für das Westküstenklinikum.

4.4 Flächennutzungsplan

Im gültigen Flächennutzungsplan der 
Stadt Heide (Stand der 26. Änderung) 
ist das Plangebiet als Sondergebiet 
Klinik (SO - Klinik) dargestellt.

Diese Art der Nutzung wird auch mit 
den Festsetzungen der 1. Änderung 
des BP Nr. 63 beibehalten, wenn auch 
mit anderer Bezeichnung ("SO Ge­
sundheitsdienstleistungen", s.u.). Die 
beiden Gebietsbezeichnungen sind 
artverwandt, sodass die BP-Änderung 
nicht von den Grundzügen der Flä­
chennutzungsplanung abweicht. Die 
BP-Änderung kann also gemäß § 8 (2)
BauGB aus dem gültigen Flächennut­
zungsplan entwickelt werden.

Eine Änderung des Flächennutzungsplanes im Zusammenhang mit der Aufstellung der 1. Ände­
rung des Bebauungsplanes Nr. 63 der Stadt Heide ist nicht erforderlich.

4.5 Landschaftsplan

Der Landschaftsplan (2002) der Stadt Heide stellt die heute bestehenden Flächen des WKK als 
Sondergebiet dar. Die Flächen westlich der Erschließungsstraße sind als „Allgemeines Wohnge­
biet" (WA) dargestellt, im Bereich der Straßenführung selbst als „Allgemeine Grünfläche".
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5 Begründung der geänderten Festsetzungen

5.1 Art der baulichen Nutzung und Immissionsschutz

Sonstiges Sondergebiet - SO "Gesundheitsdienstleistunaen"

Das Gelände des Westküstenklinikums wird sehr heterogen genutzt und stellt sich damit wie die 
allermeisten Kliniken als bunte Mischung aus typischen Kliniknutzungen und den dazugehörigen 
Wirtschaftsbereichen, Verkehrsflächen und weiteren ergänzenden Nutzungen dar.

Um dies bereits in der Bezeichnung der Art der baulichen Nutzung deutlich zu machen, wird diese 
geändert von "Sonstiges Sondergebiet Klinik" zu "Sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung 
Gesundheitsdienstleistungen".

Zulässig sind hier in erster Linie "Anlagen, die der medizinischen Versorgung bzw. der Verwaltung 
und Organisation der entsprechenden Einrichtungen dienen“ als Hauptnutzung gemeint. Damit 
sind sowohl Klinikgebäude wie auch Gebäude für medizinische Versorgungszentren und Gebäu­
de für sonstige Arzt- und Therapiepraxen zulässig.

Darüber hinaus sind eine ganze Reihe von ergänzenden Nutzungen zulässig, die sich am gegen­
wärtigen Bestand und zukünftig zu erwartenden Nutzungen bzw. auch an den Festsetzungen des 
Ursprungs-BP Nr. 63 orientieren. Diese Nebennutzungen müssen einen funktionalen Zusammen­
hang mit den zulässigen Hauptnutzungen haben.

Weiterhin werden verschiedene (Neben-) Nutzungen zugelassen, für die die vorgenannten Kriteri­
en in gleicherweise gelten. Diese Nebennutzungen müssen den zulässigen Hauptnutzungen ge­
genüber außerdem flächenmäßig untergeordnet sein.

Die beschriebene Neuausrichtung der Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung bildet die 
Grundlage für die immissionsschutzrechtliche Betrachtung und Beurteilung der zulässigen Nut­
zungen. Auf dieser Grundlage werden immissionsschutzrechtliche Festsetzungen getroffen, die 
sich einerseits auf die Schutzbedürftigkeit und den Störgrad der zulässigen Nutzungen im gesam­
ten Plangebiet und andererseits auf schutzbedürftige Räume in Gebäuden ("Bettenhäuser") bezie­
hen.

Schutzbedürftiakeit und Störarad der zulässigen Nutzungen im gesamten Plangebiet

Diese - an den tatsächlichen Gegebenheiten und zukünftigen Anforderungen des Klinikgeländes 
orientierten - Festsetzungen beschreiben die spezifische Empfindlichkeit und den Störgrad des 
Gebietes. Das Gebiet ist hinsichtlich Störgrad und Empfindlichkeit grundsätzlich mit einem allge­
meinen Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO vergleichbar. Denn die als zulässig festgesetzten und 
das Gebiet charakterisierenden Nutzungen wären auch in einem allgemeinen Wohngebiet zuläs­
sig; der Unterschied zum allgemeinen Wohngebiet liegt aber gerade darin, dass hier nicht das 
Wohnen den Gebietscharakter prägt, sondern die Anlagen für gesundheitliche Zwecke.

Aufgrund der spezifischen Eigenschaft der Nutzungen kann zur Gebietsdefinition ein maßgebli­
cher Immissionsrichtwert im Sinne von Nummer 6.1 TA Lärm von 55 dB(A) am Tag (6:00 bis 22:00 
Uhr) und 40 dB(A) in der Nacht (22:00 bis 6:00 Uhr) zugrunde gelegt werden. Dieser Immissions­
richtwert entspricht der Empfindlichkeit der konkreten Nutzungen und setzt ihr Schutzniveau nicht 
herab. Gemäß DIN 4109 können diese Werte einen Aufschlag von jeweils 3 dB(A) erfahren, so- 
dass als Werte für den maßgeblichen Außenlärmpegel nachts mindestens 43 dB(A) und tags 58 
dB(A) zugrunde zu legen sind.

ÄC PLANERGRUPPE
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Gemäß DIN 4109 - Teil 1 [13] beträgt die Anforderung an das Schalldämm-Maß des Außenbautei­
les eines Raumes

w,ges *-3 “ ^Raumart

U =

und

^Raumart = 25 dB

KRaumart = 30 dB

KRaumart = 35 dB

mit

maßgeblicher Außenlärmpegel nach DIN 4109 Teil-2 [14]

für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien

für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräumen in 
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräumen und Ähnliches

für Büroräume und Ähnliches.

Der maßgebliche Außenlärmpegel ergibt sich gemäß nach DIN 4109 Teil-2

• für den Tag aus dem zugehörigen Beurteilungspegel tags (6 bis 22 Uhr), zuzüglich eines Zu­
schlages von 3 dB oder

• für die Nacht aus dem zugehörigen Beurteilungspegel nachts zuzüglich eines Zuschlages von 
3 dB plus eines Zuschlags zur Berücksichtigung der erhöhten nächtlichen Störwirkung (grö­
ßeres Schutzbedürfnis in der Nacht); dies gilt für Räume, die überwiegend zum Schlafen ge­
nutzt werden können. Der Zuschlag zur Berücksichtigung der erhöhten nächtlichen Störwir­
kung beträgt 10 dB(A).

Maßgeblich ist die Lärmbelastung derjenigen Tageszeit, die die höheren Anforderungen stellt.

Da die konkreten Anforderungen an die Schalldämm-Maße der Außenbauteile abhängig sind von 
Lage und Orientierung des Raumes, Raumtiefe und Raumnutzung, können die Anforderungen an 
die Schalldämm-Maße erst im Baugenehmigungsverfahren festgelegt werden.

Um den Straßenlärm von Straßen bei der Ermittlung des Außenlärmpegels zu berücksichtigen, ist 
dieser in dem Einflussbereich um den Beurteilungspegel des Straßenlärms zu erhöhen. Dies be­
trifft die Straße "Blauer Lappen" im Westen und die Esmarchstraße im Osten des Plangebiets. Die 
gesamt Außenlärmpegel am Tag und in der Nacht können den in dem Teil B (Text) abgebildeten 
Nebenzeichnungen (1 a / b Tags und 2a / b Nachts) entnommen werden.

Zusätzlich wird festgesetzt, dass bei Bettenräumen das Bau-Schalldämm-Maß der Außenbauteile 
R'w,ges bei Berücksichtigung eines teilgeöffneten Fensters 25 dB betragen muss. Um den Stra­
ßenlärm von elef Straßen bei der Ermittlung des Bau-Schalldämm-Maßes zu berücksichtigen, ist so 
zu verfahren wie oben beschrieben (Ermittlung des Außenlärmpegels). Das Bau-Schalldämm-Maß 
der Außenbauteile bei Bettenräumen kann den in dem Teil B (Text) abgebildeten Nebenzeichnun­
gen 3a / b entnommen werden.

Schutzbedürftige Räume in Gebäuden

Mit Blick auf das besondere Schutzbedürfnis von Klinikgebäuden gilt, dass diese gemäß § 4 
Abs. 2, 3 BauNVO regelmäßig auch in allgemeinen Wohngebieten zulässig sind. Durch Festset­
zungen für spezifische bauliche und technische Vorkehrungen für Gebäudefassaden und Außen­
bauteile mit besonders schutzbedürftigen Kliniknutzungen wird ein darüber hinaus gehendes be­
sonderes Schutzniveau dieser Nutzungen selbst gewährleistet, die nur im Innenraum der Gebäu-

ACPLANERGRUPPE



Stadt Heide
Bebauungsplan Nr. 63, 1. Änderung 20.05.2025

Begründung

de erfolgen. Als Ziel-Innenraumpegel für Bettenräume des Krankenhauses kann auf die Immissi­
onsrichtwerte der TA Lärm für Geräuschübertragungen innerhalb von Gebäuden nach Nummer
6.2 von tags (6:00 bis 22:00 Uhr) 35 dB(A) und nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) 25 dB(A) abgestellt wer­
den. Dieser Pegel ist bei teilgeöffneten Fenstern einzuhalten, da dies zu einer angemessenen Be­
friedigung der Wohnqualität gehört.

Vollzug des Bebauungsplans unter besonderer Berücksichtigung des Immissionsschutzes

Die vorgenommene spezifische und gesamtheitliche Immissionsschutzbetrachtung berücksichtigt 
die konkrete städtebauliche Situation des Klinikgeländes und das Hinzutreten der im öffentlichen 
Interesse verfolgten Ansiedlung des Batteriezellwerks "Northvolt Drei" sowie begleitender indus­
trieller-, gewerblicher und Infrastruktureinrichtungen. Sie beschreibt im Ergebnis ein Prüfpro­
gramm, das für zukünftige Zulassungsverfahren sowohl auf dem WKK-Ge'lände (Bebauungsplan 
Nummer 63 der Stadt Heide) als auch für die benachbarten Industrie-, Gewerbe- und Infrastruktur­
einrichtungen maßgeblich ist (vgl. nachfolgende Abbildung).

Die Festsetzungen des Bebauungsplans wirken sich auf die Prüfung in den Zulassungsverfahren 
aus. Das Prüfprogramm wird abschließend vorgegeben. Dem jeweiligen Plangeber ist es als Er­
gebnis einer gerechten Abwägung damit möglich, Gebäude zu entwerfen, deren schutzbedürfti­
gen Nutzungen auch solchen Außenbereichen zugewandt sind, die die jeweils maßgeblichen Ori­
entierungswerte (der DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau") deutlich überschreiten.

Nach der Rechtsprechung ist es für die Zulässigkeit einer entsprechenden Planung maßgeblich, 
dass im Inneren des Gebäudes durch die Anordnung der Räume und die Verwendung schall­
schützender Außenbauteile angemessener Lärmschutz gewährleistet wird. Die Festsetzung passi­
ver Schallschutzmaßnahmen ist ein geeignetes Mittel, um den (Lärm-) Konflikt zwischen Wohnen 
und Gewerbe zu lösen. Dies muss genauso für den Lärmkonflikt zwischen Gewerbe und sonstigen 
schutzbedürftigen Nutzungen gelten. Im Rahmen entsprechender Festsetzungen auf der Grundla­
ge von § 9 Abs. 1 Nummer 24 BauGB reicht allein die Festsetzung von Zielvorgaben ohne die Be­
nennung von bestimmten Schutzvorkehrungen (z. B. nur ein bestimmter Innenraumpegel) nicht 
aus; die konkret vorzunehmenden Maßnahmen müssen sich mit hinreichender Bestimmtheit aus 
dem Plan ergeben. Ausreichend ist, wie in diesem Bebauungsplan vorgesehen, die Bestimmung 
der Eigenschaften von baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen, also z. B. von Fens­
tern oder Wänden mit einem bestimmten Minderungsgrad.

Dazu gewährleistet das WKK als Betreiberin und der Kreis Dithmarschen als Eigentümer der Flä­
chen bereits jetzt einen konkreten Baustandard, dessen Umsetzung den Prognosen zu Grunde ge­
legt werden kann. Außerdem können WKK und Kreis für die Nutzungen im Plangebiet auch dar- 
überhinausgehende bauliche und organisatorische Maßnahmen umsetzen. So kann die Umset­
zung der nach dem Festsetzungsvorschlag etwaig erforderlich werdenden weiteren aktiven und 
passiven Schallschutzmaßnahmen im Rahmen von konkreten Baugenehmigungsverfahren ge­
währleistet werden. Dies gilt in gleicher Weise für die Anordnung und Gestaltung von Außenauf­
enthaltsbereichen für besonders schutzbedürftige Patientinnen, womit der für die Erholung erfor­
derliche Ruhebedarf eingehalten werden kann. Es kann nämlich bereits jetzt und auch zukünftig 
das Planungsgebiet so gestaltet werden, dass es jenseits konkreter baulicher Nutzungen (insbe­
sondere der Bettenhäuser) besonders ruhige Außenbereichszonen gibt, die das Schutzniveau ein- 
halten, wie es die TA Lärm für Kurgebiete und Kliniken vorsieht.
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Abb.: Prüfprogramm Immissionsschutz (Quelle: M+O Immissionsschutz)

Für außerhalb des Plangebietes der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 63 zukünftig vorgese­
hene Planungen bzw. Vorhaben (z.B. Batteriezellwerk und gewerbliche Erweiterungen) muss je­
weils im Bau- bzw. Anlagengenehmigungsverfahren geprüft und nachgewiesen werden, dass die 
o.g. Werte innerhalb des Plangebietes der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 63 eingehalten 
werden können.

Zusammengefasstes Fazit zu Störarad und der Störempfindlichkeit des Sonderaebiets

Der mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 63 verfolgte städtebauliche Weg der Festset­
zung des Störgrads und der Störempfindlichkeit des Sondergebiets ist eine Erleichterung für zu­
künftige Planungsverfahren.
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Es muss nämlich nicht mehr auf die Empfindlichkeiten einzelner Nutzungen abgestellt werden, 
sondern es wird ein allgemeines Schutzniveau für das Gesamtgebiet verbindlich geregelt.

Gleichzeitig wird durch das bestimmte Schutzniveau, das den für Allgemeine Wohngebiete (WA) 
typisierten Immissionsrichtwerten entspricht, keine im Verhältnis zu benachbarten Flächen (insbe­
sondere WA-Gebiete) erhöhte Abwehransprüche gegenüber den zukünftigen Planungen im Zu­
sammenhang mit dem Ansiedlungsvorhaben des Batteriezellwerks fortgeschrieben. Das Immissi­
onseinwirkungspotenzial aus den Ansiedlungs- und Erweiterungsflächen wird maßgeblich bereits 
durch vorhandene Baugebiete und tatsächliche Nutzungen bestimmt.

Lärmschutz WKK-Stellplatzanlaae

Der derzeit gültige Bebauungsplan Nr. 63 setzt unter Nummer 6.3 die Errichtung einer Lärm­
schutzwand mit 5 m Höhe und 86 m Länge in der Nähe des Wohnhauses Freudenthal 27a fest. 
Die Immissionen des Parkplatzes in der Nachbarschaft wurden in der zum BP durchgeführten 
Schalltechnischen Untersuchung (Gutachter: IBS) anhand einer großen flächenhaften Schallquelle 
untersucht, die nicht berücksichtigt, dass der östliche Teil des Parkplatzes bewirtschaftet ist (kos­
tenpflichtiges Parken). Diese Situation ist in Abstimmung mit dem WKK genauer betrachtet wor­
den. Der Parkplatz P3 West (480 Plätze) wird tags und nachts genutzt und der Parkplatz P3 Ost (88 
Plätze) wird nur am Tag genutzt (die Angestellten parken nicht in diesem Bereich). Die Berech­
nung der Immissionen mit neuen Ansätzen und ohne Lärmschutzwand, unter den ansonsten glei­
chen Bedingungen wie im Gutachten von IBS, ergab am Immissionsort Freudenthal 27a tags 49 
dB(A) und nachts 40 dB(A). Die Immissionsrichtwerte von tags 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) wer­
den somit nicht überschritten. Eine Lärmschutzwand ist demnach derzeit nicht notwendig.

Für die o.g. - in der Ursprungsfassung des BP Nr. 63 festgesetzte - Lärmschutzwand nördlich der 
aktuellen WKK-Stellplatzanlage gilt zukünftig deshalb, dass auf die Errichtung einer Lärmschutzan­
lage verzichtet werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass im Bereich der Nachbarschaft die Im­
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. Damit kann unnötiger Aufwand für die Er­
richtung einer solchen Wand vermieden werden, wenn die Parkplätze anders organisiert oder ver­
legt werden bzw. wenn andere wirksame Schallschutzmaßnahmen nachweislich ausreichend sind. 
Der Eigentümer / Betreiber hat dafür Sorge zu tragen, dass die Immissionsrichtwerte auch bei 
nicht baugenehmigungsbedürftigen Organisationsänderungen der Stellplatzanlage eingehalten 
werden. Insofern wird die im BP Nr. 63 festgesetzte "Muss-Bestimmung" durch die 1. Änderung 
des BP Nr. 63 in eine "Kann-Bestimmung" geändert.

Hinweis bezüglich der Erschließungsstraße zum Plangebiet 73 (Am 2. Nussgang)

Durch das Gebiet verläuft die Erschließungsstraße des in Aufstellung befindlichen Bebauungspla­
nes Nr. 73. Die Verkehrsmenge auf dieser Straße wird in der Schalltechnischen Untersuchung zum 
Bebauungsplan Nr. 73 mit TALS© 1.994 (gerundet 2.000) Kfz/24h angegeben. Die daraus folgen­
den Immissionen im Bereich einer möglichen schützenswerten Bebauung liegen unter den Immis­
sionsrichtwerten der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete. Festsetzungen, zum Schutz vor Im­
missionen aus der Erschließungsstraße des Bebauungsplanes Nr. 73 werden daher nicht getrof­
fen. Ein ausreichender Schallschutz ist sichergestellt, da im Baugenehmigungsverfahren die DIN 
4109 den Schallschutz der Fassaden in Abhängigkeit vom Außenlärmpegel regelt.
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5.2 Baufelder

Die Baufelder werden aus dem Ursprungs-BP übernommen und gliedern das SO bezüglich der 
Maße der baulichen Nutzung (Grundflächenzahl GRZ, zulässige Anzahl der Vollgeschosse, maxi­
mal zulässige Gebäudehöhe). Auch diese Maße bleiben unverändert.

5.3 Sonstige Festsetzungen

Alle weiteren in der Ursprungsfassung des BP Nr. 63 getroffenen Festsetzungen gelten unverän­
dert fort.

6 Flächenbilanz

Die Flächenbilanz des Plangebietes zeigt sich wie folgt:

Sondergebiet 139.723 m2
Grünflächen 16.181 m2
Wasserflächen 1.737 m2
Straßenverkehrsflächen ________________ 2.571 m2
Plangeltungsbereich 160.212 m2
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TEIL II - UMWELTBERICHT 

7 Einleitung

(BauGB Anlage 1 Nr. 1)

Gesetzliche Grundlagen

Im Rahmen der Bauleitplanung ist gern. § 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des Umweltschutzes ei­
ne Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 
ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht ist 
Bestandteil der Begründung.

Der Umweltbericht ist im Verfahren fortzuschreiben, da er die Ergebnisse der Umweltprüfung und 
damit u.a. Ergebnisse der Abwägung des Planungsträgers in der Auseinandersetzung mit Stel­
lungnahmen aus der öffentlichen Auslegung zu dokumentieren hat.

Wesentliches Ziel des Umweltberichtes ist neben der Aufbereitung des umweltrelevanten Abwä­
gungsmaterials hiernach, Dritten eine Beurteilung zu ermöglichen, inwieweit sie von Festsetzun­
gen des Bebauungsplanes betroffen sein können. Der Umweltbericht wird nach den Vorgaben 
der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2 a und 4 c BauGB erstellt.

Die Untersuchungstiefe der Umweltprüfung orientiert sich in Übereinstimmung mit der Formulie­
rung in § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB an den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 63, 1. Änderung. 
Die 1. Änderung des BP Nr. 63 verursacht keine Umweltauswirkungen, die sich gegenüber denje­
nigen des Verfahrens zur Aufstellung des Ursprungs-BP Nr. 63 (BP 63) verändern oder über diese 
hinausgehen würden. Insbesondere ist mit der BP-Änderung keine weitergehende Flächeninan­
spruchnahme oder sonstige Beeinträchtigung weiterer Umweltschutzgüter verbunden.

Der Umweitbericht untersucht, bewertet und beschreibt insofern lediglich die hier relevanten As­
pekte, die sich durch die aktuelle Betrachtung des Immissionsschutzes und der daraus folgenden 
neuen Festsetzungen ergeben. Dadurch ist ausschließlich das Schutzgut Mensch betroffen; auf 
die neuerliche Beschreibung und Bewertung der sonstigen Schutzgüter kann deshalb verzichtet 
werden. Ansonsten werden allgemeine und weiterhin gültige Beschreibungen zum Plangebiet in 
entsprechend modifizierter Form aus dem Umweltbericht zu dem BP 63 übernommen.

Untersuchungsraum

Der Untersuchungsraum umfasst den Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 63, 1. Ände­
rung und die nähere Umgebung, die von der Planung betroffen sein könnte.

Bestandsbeschreibung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a)

Das Plangebiet grenzt nördlich an die Gemeinde Lohe-Rickelshof an. Der Bereich des Westküs­
tenklinikums (WKK) liegt zwischen dem Flochfelder Weg im Süden und den Straßen Freudental 
und Wesselner Weg im Norden. An der östlichen Grenze liegen die Professor-Bier-Straße und die 
Robert-Koch-Straße. Im Westen schließen sich landwirtschaftliche Flächen an.

Ein großer Teil des Plangebietes wird durch die Gebäudekomplexe des WKK mit den dazugehöri­
gen Wegen und Flächen für den ruhenden Verkehr sowie Grün- und Parkanlagen bestimmt. Im 
Norden schließen sich Wohngebiete mit Einzelhausbebauung an das Klinikgelände an. Zwischen 
Klinikgelände und Wohngebiet verläuft der Fiochfelder Weg, der in diesem Abschnitt unbefestigt 
und überwiegend beidseitig eingegrünt ist. Im Süden des WKK befinden sich weitere Wohnge­
biete.
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Die Flächen westlich der Erschließungsstraße werden landwirtschaftlich noch als Grünland und 
Acker genutzt, die von ortstypischen Knicks eingefasst sind. Für diesen Bereich hat der BP 63 be­
reits Bauflächen (SO Klinik) festgesetzt; hier soll die Rettungswache entstehen.

Die Verkehrsanbindung des WKK an die Bundesstraße 203 erfolgt auch zukünftig über die Straße 
"Blauer Lappen" und dessen nördliche Verlängerung, von wo aus auch die Anbindung des in Auf­
stellung befindlichen Plangebiets Nr. 73 "Am 2. Nussgang" erfolgen soll.

Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplans

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a)

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 63 soll der planungsrechtliche und der tatsächli­
che Bestand des Westküstenklinikums Pleide planungsrechtlich gesichert werden.

In einer Entfernung von ca. 1 - 3 km zur Westgrenze des Klinikgeländes befinden sich bereits jetzt 
gewerbliche Nutzungen (Windpark Norderwöhrden und Gewerbegebiet Friedrichswerk). Flinzu- 
treten werden zeitlich absehbar das Batteriezellwerk "Northvolt Drei". Die schalltechnischen Gut­
achten im Zusammenhang mit der Ansiedlung des Batteriezellwerks Northvolt Drei und der es er­
gänzenden Nutzungen haben gezeigt, dass auch durch diese Ansiedlungen erhöhte Immissionen 
im Bereich des Klinikums zu erwarten sind.

Weiter stellte das Landesamt für Umwelt (LfU) für den Vollzug des Bebauungsplans Nr. 63 fest, 
dass keine ausdrücklichen Regelungen für die Beurteilung der Lärmsituation im Sondergebiet Kli­
nikum bestehen, soweit zum einen die Patientlinnen des Klinikums zum anderen die sonstigen 
Nutzeninnen (z.B. Haus Gezeiten) durch Geräusche des Klinikbetriebs selbst ausgesetzt sind.

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 63 soll die mit dem Bebauungsplan verfolgte Zu­
kunftssicherung des WKK an diesem Standort weiter abgesichert und dabei den neuen Rahmen­
bedingungen angepasst werden. Es werden Festsetzungen getroffen, die den mit dem Bebau­
ungsplan verfolgten Zweck sichern, uneingeschränkte Planungen auf dem Klinikgelände für zu­
künftige Erweiterungen und/ oder räumlich und funktionale Neugliederungen des Klinikums vor­
nehmen zu können.

8 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Aufstellung

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a)

8.1 Fachgesetzliche Ziele

Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr 63 ändert die Ursprungsfassung nur in Bezug auf die 
Festsetzungen zum Immissionsschutz (vgl. Kap. 8 - Gesetzliche Grundlagen). Aus diesem Grund 
werden hier nur die dafür relevanten fachgesetzlichen Ziele dargestellt.

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

§ 1 Abs. 1 BImSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 
das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir­
kungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen."

§ 50 BImSchG: "Bei raumbedeutsamen Planungen ünd Maßnahmen sind die für eine bestimmte 
Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen 
und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsberei­
chen hervorgerufenen Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen die-
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nenden Gebiet sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden wer­
den."

Die Lärmsituation bezüglich des Plangebietes des Bebauungsplans Nr. 63 wurde im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 19 der Gemeinde Lohe-Rickelshof im Hinblick auf die Neuan- 
siedlung der geplanten Batteriezellfabrik Northvolt untersucht. Daraus hat sich das Erfordernis der 
nochmaligen Betrachtung der Situation im Plangebiet Nr. 63 ergeben, die in veränderten Festset­
zungen zum Immissionsschutz gemündet ist. Auf diese Weise können schädliche Umwelteinwir­
kungen innerhalb des besonders schutzbedürftigen Gebietes der Klinik vermieden werden.

8.2 Ziele aus Fachplanungen

Zu den Aussagen aus Landesentwicklungsplan, Landschaftsrahmenplan, Regionalplan sowie zu 
den kommunalen Planungen s. Kap. 4 der Begründung.

8.3 Schutzgebiete

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Schutzgebietes im Sinne der §§ 23-27 BNatSchG; dar­
über hinaus gibt es weder geschützte Landschaftsbestandteile noch Naturdenkmale (§§ 28 / 29 
BNatSchG). Natura 2000-Gebiete sind im weiten Umfeld des Plangebietes ebenfalls nicht vorhan­
den. Das Gebiet liegt nicht innerhalb oder an Flächen des landesweiten Biotopverbundsystems.

9 Bestandsaufnahme und -Bewertung der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu­
standes (Basisszenario)

(BauGB Anlage 1 Abs. 2 a)

Die allgemeine Bestandsbeschreibung findet sich in Kap. 8 dieser Begründung; die schutzgutbe­
zogene Beschreibung kann sich -wie bereits erwähnt- auf das Schutzgut "Mensch" beschränken. 
Alle anderen Schutzgüter sind durch die 1. Änderung des BP 63 gegenüber dessen Ursprungsfas­
sung nicht betroffen; auf eine Wiederholung der Ausführungen in dem Umweltbericht zu dem BP 
63 wird deshalb verzichtet.

9.1 Schutzgut Mensch

Der bestehende Bebauungsplan Nr. 63 formuliert keine ausdrücklichen Regelungen für die Beur­
teilung der Lärmsituation im Sondergebiet Klinikum, soweit die Patienten des Klinikums durch Ge­
räusche des Klinikbetriebs selbst ausgesetzt sind.

Als Immissionsrichtwert wird in dem geltenden Planungsrecht (bestehender BP Nr. 63) von den 
Werten „in Kurgebieten, für Krankenhäuser und Pflegeanstalten" von tags 45 dB(A) und nachts 35 
dB(A) gemäß Nummer 6.1 .lit. g) TA Lärm im Planungsgebiet ausgegangen.

9.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

(BauGB Anlage 1 Abs. 2 a)

Ohne die Regelungen der 1. Änderung des BP 63 bestünde eine bedeutsame Unsicherheit be­
züglich der Einhaltung der geltenden Immissionswerte (Lärm) innerhalb des Klinikgeländes. Damit 
wäre die Einhaltung der Vorgabe des § 1 BauGB zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeits­
verhältnisse -hier auch die besonderen Anforderungen der Patientientünnen des Klinikums - ge­
fährdet.
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10 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

(BauGB Anlage 1 Abs. 2 b)

Auswirkungen auf das Schutzaut Mensch / menschliche Gesundheit

Durch die Festsetzungen der 1. Änderung des BP 63 wird eine Gesundheitsgefährdung oder Be­
lästigung der Patientientinnen und der auf dem Gelände Tätigen durch Lärm vermieden.

Die Festsetzungen berücksichtigen dabei sowohl die Immissionen durch den Verkehrs- als auch 
durch Gewerbelärm

11 Technischer Umweltschutz

Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern

(5 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB)

Durch die Festsetzungen der 1. Änderung des BP 63 wird für die bestehende Situation keine un­
mittelbare Vermeidung von Lärmemissionen bewirkt. Für zukünftige Maßnahmen müssen die 
Festsetzungen, die auf den entsprechenden Vorschriften zum Immissionsschutz beruhen, beachtet 
werden. Auf diese Weise werden - trotz weitergehender Nutzungsmöglichkeiten - höhere Lärm­
emissionen vermieden.

Die Situation zum sachgerechten Umgang mit Abfällen und. Abwässern wird durch die 1. Ände­
rung des Bebauungsplans Nr 63 nicht verändert.

Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB)

Die Situation wird durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr 63 nicht verändert.

Erhaltung bestmöglicher Luftqualität in Gebieten mit Immissionsgrenzwerten nach europarechtli­
chen Vorgaben

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB)

Die Situation wird durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr 63 nicht verändert; Fieide zählt 
nicht zu den von der 39. BImSchV betroffenen Gebieten.

Auswirkungen aufgrund von schweren Unfällen oder Katastrophen

(§1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB)

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem Störfallbetriebsbereich; diese Situation wird durch die 
1. Änderung des Bebauungsplans Nr 63 nicht verändert.

12 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 63 erfolgt ausschließlich die Differenzierung des 
Sondergebietes in unterschiedliche Stufen der Schutzbedürftigkeit hinsichtlich Lärmemissionen. 
Es sind keine baulichen Entwicklungen geplant, die Auswirkungen auf Schutzgüter haben würden.
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Die in der Nachbarschaft des Plangebietes Nr. 63, 1. Änderung vorhandenen gewerblichen Nut­
zungen (Windpark Norderwöhrden, Gewerbegebiet Friedrichswerk BP Nr.16 der Gemeinde Lohe- 
Rickelshof) sowie die rechtswirksamen und in der Umsetzung befindlichen vorhabenbezogenen 
Bebauungspläne Nr.19 der Gemeinde Lohe-Rickelshof und Nr.1 der Gemeinde Norderwöhrden 
(Batteriezellwerk "Northvolt Drei") sind im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zu dem 
Bebauungsplan Nr. 63, 1. Änderung berücksichtigt worden. Auswirkungen durch Kumulation der 
Emissionen aus den genannten Nutzungsbereichen können deshalb ausgeschlossen werden.

Die Stadt Heide stellt derzeit den Bebauungsplans Nr. 73 „Am 2. Nussgang" auf, deren Plangel­
tungsbereich unmittelbar an das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 63 angrenzt. Die Untersu­
chungen bezüglich der jeweiligen Lärmsituation haben die jeweils anderen Bestandsdaten, Unter­
suchungsergebnisse und Festsetzungen beachtet. Weitergehende Auswirkungen durch Kumulati­
on der Emissionen aus den beiden Plangebieten können deshalb auch hier ausgeschlossen wer­
den.

Die Planungen für die ggfls. perspektivisch entstehenden ergänzenden gewerblichen bzw. indus­
triellen Nutzungen auf den sogenannten Nordflächen zum Batteriezellwerk sowie das ergänzende 
Güterverkehrszentrum müssen die dann planungsrechtlich und tatsächlich vorhandenen Nutzun­
gen und deren Schutzansprüche berücksichtigen. Damit wird sichergestellt, dass die daraus zu er­
wartenden zusätzlichen Immissionseinwirkungen zu keinen erheblichen Auswirkungen auf die Im­
missionssituation des Gesamtraumes wie auch der einzelnen genannten Nutzungen haben wird.

Gleiches gilt für die Beurteilung weiterer zukünftiger Vorhaben, sodass auch in diesen Fällen er­
hebliche Auswirkungen durch kumulierende Nutzungen nicht zu erwarten sind.

13 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 
Auswirkungen

Die 1. Änderung des BP 63 dient dazu, Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus­
gleich nachteiliger Auswirkungen durch Lärmemissionen festzulegen.

Andere Maßnahmen, vor allem solche, die eine weitergehende Flächeninanspruchnahme oder 
anderen Eingriffen mit sich bringen würden, die einen naturschutzrechtlichen Ausgleich erfordern 
würden, werden durch die Planung nicht vorgesehen.

14 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Die Stadt Heide will den Entwicklungsschwerpunkt für Einrichtungen im Zusammenhang mit dem 
Westküstenklinikum im Bereich der Planänderung ermöglichen. Die Stadt folgt damit dem Kon­
zentrationsgebot von unterschiedlichen städtebaulichen Nutzungsarten, um Konflikte mit anderen 
Nutzungen durch Immissionen ausschließen zu können. Zudem handelt es sich im vorliegenden 
Fall um den Erhalt der Möglichkeit einer funktional sinnvollen Entwicklung des Klinikbereichs und 
anderer städtebaulicher Funktionen.

Zusammengefasst erkennt die Stadt Heide zurzeit keine alternativen Planungsmöglichkeiten, die 
gleichzeitig auch funktional und wirtschaftlich umsetzbar wären.
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15 Zusätzliche Angaben

15.1 Technische Verfahren/Schwierigkeiten

Im Rahmen der Umweltprüfung wurden allgemein zugängliche Umweltinformationen wie der di­
gitale Umweltatlas des Landes Schleswig-Holstein (MELUR) ausgewertet. Die Beurteilung erfolgte 
auf der Grundlage der Angaben aus dem Umweltbericht zum BP 63 sowie der Ergebnisse des mit 
dem Landesamt für Umwelt abgestimmten Immissionsschutzkonzeptes (M+O Firmengruppe / 
Rechtsanwälte GvW Graf von Westphalen, 14.03.2025).

15.2 Kenntnis- und Prognoselücken

Kenntnis- und Prognoselücken zur Beurteilung der relevanten Umweltauswirkungen bestanden 
nicht.

15.3 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen

Es wird davon ausgegangen, dass die getroffenen Festsetzungen zum Lärmschutz im Rahmen der 
nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren und der baulichen Umsetzung und langfristigen Nut­
zung berücksichtigt werden. Ansonsten sind keine Maßnahmen zur Überwachung erforderlich.

16 Berücksichtigung der Klimaschutzziele

Bei der Bauleitplanung ist nach § 13 Absatz 1 Satz 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG, 
12.12.2019, geändert 1 5.07.2024) zu berücksichtigen, welchen Beitrag das Vorhaben zu der Erfül­
lung der Zwecke gemäß § 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes und die Erreichung oder die Verfeh­
lung der Ziele gemäß § 3 Absatz 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 und § 3 a Absatz 1 des Bundes- 
Klimaschutzgesetzes einschließlich der Minderungsziele gemäß § 4 Absatz 1 in Verbindung mit 
der Anlage 1, der Anlage 2 und der Anlage 3 zu § 4 des Bundes-Klimaschutzgesetzes leisten wird.

Da sich die Festsetzungen der 1. Änderung des BP Nr. 63 ausschließlich auf die Regelungen zum 
Lärmschutz beziehen, geht eine ersichtliche Förderung des Klimaschutzes mit der Planung nicht 
einher; eine Verschlechterung jedoch auch nicht. Die vorliegende Planung stellt sich somit in sei- 
nem-Beitrag zu der Erfüllung der Zwecke gemäß § 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes und die Er­
reichung oder die Verfehlung der Ziele gemäß § 3 Absatz 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 und § 
3 a Absatz 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes neutral dar.

17 Zusammenfassung

(BauGB Anlage 1 Abs. 3 c)

Einleitung

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 63 soll der planungsrechtliche und der tatsächli­
che Bestand des Westküstenklinikums Heide planungsrechtlich gesichert werden. Es geht dabei 
ausschließlich um die Neubetrachtung und -bewertung der Lärmsituation.

Zu diesem Zweck wurde ein Immissionsschutzkonzept (M+O Firmengruppe / Rechtsanwälte GvW 
Graf von Westphalen, 03.12.2024 14.03.2025) erstellt., dessen Ergebnisse in Form von textlichen 
Festsetzungen Eingang in den Bebauungsplan Nr. 63, 1. Änderung der Stadt Heide gefunden ha­
ben.

Aufgrund der eingeschränkten Änderungsthematik beschränkt sich auch die Betrachtung im Um­
weltbericht auf den Aspekt "Lärmschutz".
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. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

Die Umweltprüfung erfolgte unter Betrachtung des Schutzgutes "Mensch"; alle anderen Schutzgü­
ter sind durch den BP 63, 1. Änderung nicht betroffen. Der Umweltbericht stellt die Ergebnisse zu­
sammen mit Aussagen zur Prognose bei Nichtdurchführung der Planung sowie zu anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten.

Im Ergebnis zeigt sich, dass durch die Festsetzungen der 1. Änderung des BP 63 eine Gesund­
heitsgefährdung oder Belästigung der Patienten durch Lärm vermieden wird, was ohne diese Re­
gelungen eine bedeutsame Unsicherheit bezüglich der Einhaltung der geltenden Immissionswer­
te (Lärm) innerhalb des Klinikgeländes und damit der Einhaltung der Vorgabe des § 1 BauGB zur 
Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse -hier auch die besonderen Anforderun­
gen der Patienten des Klinikums bedeuten würde.

Die 1. Änderung des BP Nr. 63 sorgt also für eine Verbesserung der Situation in Bezug auf das 
Schutzgut Mensch; negative Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter sind mit der Planänderung 
nicht verbunden.

Ergänzende Angaben

Grundsätzliche Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten.
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